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Anzeigen

Pharmaziemuseum Basel

Pflanzen, Kräuter, Arzneimittel

Seit jeher wurden natürliche Stoffe zur Behandlung von Krankheiten verwendet. Pflanzen sind die
Vorläufer der modernen Pharmazie. Wie wurden diese früher eingesetzt? Und wie werden sie heute
noch gebraucht? Eine Führung über Heilmittel aus der Natur, damals und heute.

Öffentliche Führung 2. Juni 2024, um 14.00.
Teilnehmerzahl begrenzt. Anmeldung erwünscht unter 061 207 48 10.

Pharmaziemuseum Basel, Totengässlein 3, Tel. 061 207 48 11, www.pharmaziemuseum.ch

Museen

Sommerausstellung

Fondation Beyeler
Baselstrasse 101
4125 Riehen
Tel. 061 645 97 00
www.fondationbeyeler.ch
info@fondationbeyeler.ch

Sonntag, 2. Juni 2024
11.00–12.00 Uhr

Führung: Memory
14.00–16.00 Uhr

Familien-Workshop: Sommer, Sonne,
Souvenirs!
Auf Anmeldung

Museum der
Kulturen Basel
Münsterplatz 20
4051 Basel
Tel. 061 266 56 00
Di–So 10–17 Uhr
1. Mi im Monat: 10–20 Uhr
www.mkb.ch, info@mkb.ch

Theater/Oper/Konzert

offbeat-concert.ch
seetickets.ch
(0900 325 325, CHF 1.19/Min.)
Kulturhaus Bider & Tanner
(061 206 99 96)

jjs
sc

c.
ch

21.5. Jan Lundgren Duo;
Fred Hersch Solo Piano

20.6. Jazz Openair
23.6. Fatoumata Diawara
26.6. Iiro Rantala Solo & Trio

feat. Dieter Ilg & Morten Lund
27.6. Yotam Silberstein Trio;

Harsh & Sarahfina

Night-Sponsors:
Isaac Dreyfus-Bernheim Stiftung
Schüller-Stiftung
Bürgergemeinde der Stadt Basel
Sulger-Stiftung

Immobilien Verkauf

Wohnungen/Häuser

Jetzt
besichtigen!

Zu verkaufen in Liestal

4½-Zimmer-Wohnung
Sehr gepflegtes Objekt mit gediegenem
Ausbau und vielen Extras.

Wohnen/Essen 48 m2, 3 Schlafzimmer,
Topküche, Bad/WC, Dusche/WC, Balkon,
Wohnfläche 113 m2

Ferner: Bastelraum mit Tageslicht,
Waschraum, Keller,
Autoeinstellplatz

Verkaufspreis Fr. 924’000,–

Bifag Gelterkinden
W. Gahlinger
4460 Gelterkinden
Tel. 061 983 04 33*

Theater/Oper/Konzert

FAUTEUIL Theaterkasse Fr 15 – 20 Uhr / Sa 15 – 18 Uhr
Spalenberg 12 | Tel. 061 261 26 10 | www.fauteuil.ch

BRöCKELMANN & BRöCKELFRAU «Neue Comedy: «Warten»
28., 29. + 31. Mai ausverkauft / Zusatzvorstellungen: 5., 6., 15. + 16. Okt. 24

FAUTEUIL Theaterkasse Fr 15 – 20 Uhr / Sa 15 – 18 Uhr
Spalenberg 12 | Tel. 061 261 26 10 | www.fauteuil.ch

BRöCKELMANN & BRöCKELFRAU «Neue Comedy: «Warten»
28., 29. + 31. Mai ausverkauft / Zusatzvorstellungen: 5., 6., 15. + 16. Okt. 24

TABOURETTLI Spalenberg 12 | Tel. 061 261 26 10 | fauteuil.ch
Theaterkasse Fr 15 – 20 Uhr / Sa 15 – 18 Uhr

LORIOT. Helmut Förnbacher Theater Company
26., 28., 29. + 31. Mai ausverkauft / Zusatzvorstellungen: 26., 27. + 29. Okt. 24

-75%

M I T S O U N D M O D U L & D R E H S Ä U L E

*Zwischenverkauf vorbehalten. Nur solange der Vorrat reicht. Artikel nicht kombinierbar mit anderen Aktionen oder Rabatten. Bei unseren Ausstellungsstücken handelt es sich um Produkte mit möglichen Gebrauchsspuren.

ZUSÄTZL ICH -10% RABATT
AUCH AUF NEUBESTELLUNGEN *

go.wohnparc.de/hotsizz

Zu allen
HOTDEALSI N K L . H O C K E R
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L% Kettnaker
TV-BOARD SOMA
statt UVP 8022.-

1999.-
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AUSSTELLUNGSMODELLE
JETZT ZU BESTPREISEN*

Stressless
LONDON
Low Back Star
statt UVP 3599.-

1999.-

L A G E R WA R E
-44%

S I Z Z - M O E B E L . D E

Wir haben für Sie geöffnet: Mo. - Fr. 9:30 - 18:30 Uhr und Sa. 9:00 - 17:00 Uhr | Möbel Dick GmbH | D-79576 Weil am Rhein | T. +49 7621 161892-0

QR Code scannen
und gratis Newsletter abonnieren.

So vielseitig wie die Schweiz.
Jede Woche abwechslungsreiche Unterhaltung mit neuen Ideen für Freizeit, Ferien und Ihr Zuhause,
mit spannenden Reportagen, interessanten Menschen und Wissenswertem aus der Tier- und Pflanzenwelt.
Am besten im Abo: Telefon 044 404 63 63 oder vielseitig.schweizerfamilie.ch

Wir sind ein starker und
verlässlicher Partner.
Wir bieten hervorragende Qualität und
transparente, messbare Leistung. Sei es
bei der Datenübernahme, im Druck oder
der Logistik.

www.zeitungsdruck.ch

Grösse bis ins
kleinste Detail

Die Storys des Tages.
Kompakt in deiner
Themen-App.
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Am Schluss behält die Basel-
bieter Regierung recht. Die von
der Gewerkschaft Unia lancierte
Volksinitiative mit dem Titel
«22.–Mindestlohn imBaselbiet»
ist juristischwasserdicht. Dieser
Ansicht sind Kanton und Linke
schon lange. Doch weil die Bür-
gerlichen Anfang des Jahres die
Rechtmässigkeit vehement infra-
ge gestellt haben, ist die Vorlage
zur erneuten Prüfung an die Jus-
tiz- und Sicherheitskommission
(JSK) überwiesen – und auf die
lange Bank geschoben worden.

Nun liegt eine erneute Über-
prüfungvor.Die JSK,die sich «in-
tensiv»mit der Initiative ausein-
andergesetzt hat,wie Kommissi-
onspräsident Dominique Erhart
(SVP) imRat betont, hat abermals

ein Gutachten eingeholt.Diesmal
beim Zürcher Professor Felix
Uhlmann.Er kommt – genauwie
der hauseigene Rechtsdienst des
Regierungsrats – zum Schluss:
rechtsgültig, trotz einiger frag-
würdiger Bestimmungen.

Es soll härter durchgegriffen
werden als in Basel-Stadt
So lässt die Initiative aufhorchen.
Im Vergleich zum Mindestlohn
in Basel-Stadt soll im Landkan-
ton noch härter durchgegriffen
werden. Die Unia möchte einen
fixen Stundenlohn von 22 Fran-
ken praktisch ohneAusnahmen,
einen flächendeckenden und für
alle Arbeitnehmer geltenden
Mindestlohn (zeitlich befristete
Praktika, Ferienjobs, Familien-

betriebe sowie einige Landwirt-
schaftsbetriebe sollen davon aus-
genommen sein).Während inBa-
sel all jene Branchen im Gesetz
nicht inbegriffen sind, in denen
ein Gesamtarbeitsvertrag exis-
tiert, kommt die Baselbieter Vor-
lage extremer daher. Für die
Rechtsgültigkeit spricht laut Uhl-
manndennoch,dass die Initiative
die EinführungvonAusnahmen–
auch wenn es nur wenige sind –
offenlässt. Dies sei entscheidend.
Zudem gehe der Kanton Basel-
land mit Initiativen grosszügig
um und erkläre bis dato nur die-
jenigen für ungültig, die offen-
sichtlich verfassungswidrig und
damit rechtsungültig seien.

Die Idee der Gewerkschaften
ist allerdings nicht neu. Bereits

andernorts wurde versucht, ei-
nen derartigen Präzedenzfall im
Geltungsbereich zu schaffen.Bis-
lang ohne Erfolg. Baselbieter
Bürgerliche kritisierten im Januar
deshalb, die Unia würde die
Sozialpartnerschaft untergraben.
Die Gewerkschaftwitterte hinge-
gen eine «Verzögerungstaktik».

Zu der Forderung nach einem
flächendeckenden Mindestlohn
gibt es jedoch einen Bundes-
gerichtsentscheid: Kantone dür-
fen eigenhändig nur sozialpoli-
tische Forderungen erlassen, kei-
ne arbeitsrechtlichen.

Im Landrat sagte Alain Bai
(FDP) denn auch: «In derUmset-
zung der Initiativemuss derGel-
tungsbereich eingeschränktwer-
den. Sonst drohen uns erhebli-

che Probleme.» Der Freisinnige
spricht dabei vor allem die Be-
stimmung an, wonach der Min-
destlohn auch fürArbeitnehmer
gilt, die für Unternehmen aus
anderen Kantonen im Baselbiet
tätig sind.

Dass dasVolk amSchluss aber
nur über die Initiative abstimmt,
ist unwahrscheinlich. Es ist da-
von auszugehen, dass die Regie-
rung in den kommendenWochen
undMonaten einenmoderateren
Gegenvorschlag ausarbeitenwird.
Die Rechtsgültigkeit derBaselbie-
ter Mindestlohninitiative hat der
Landrat gestern – beim zweiten
Versuch – indes fast einstimmig
abgesegnet.

Benjamin Wirth

Mindestlohn: Gewerkschafts-Initiative ist gültig
Externes Gutachten im Landrat Die Volksinitiative ist rechtens. Nun folgt die inhaltliche Auseinandersetzung.

«In der Umsetzung
der Initiativemuss
der Geltungsbereich
eingeschränkt
werden. Sonst
drohen erhebliche
Probleme.»
Alain Bai
FDP-Landrat

Personalmangel Polizisten ohne
Schweizer Pass? Was in Basel-
Stadt bereits ist, soll imBaselbiet
nunwerden.DerLandrat hat ges-
tern mit 44 zu 35 Stimmen bei
einer Enthaltung eine entspre-
chende Motion von Simone Abt
(SP) überwiesen. Personen mit
NiederlassungsbewilligungC sol-
len im Landkanton künftig in
die Korps aufgenommenwerden
unddie Polizeischule absolvieren
dürfen.Damitwürde demPerso-
nalmangel vorgegriffen.

Unterstützt wurde die Motion
von den Grünen, der GLP sowie
vonTeilen derMitte. FDPund SVP
sprachen sich gegen eine Über-
weisung aus. Reto Tschudin,
Fraktionschef derSVP, sagte: «Die
Polizei ist der Inbegriff der staat-
lichangewendetenHoheitsgewalt.
Wir sind klar der Überzeugung,
dass diese den Schweizern vor-
behalten sein soll.» Und der Frei-
sinnige Marc Schinzel findet:
«Wer Polizist werden will, soll
sich einbürgern lassen.»

Schon seit einiger Zeit be-
schäftigt sich die Baselbieter
Politik mit der Frage: Muss ein
Polizist Schweizer sein? So hat
sich die Regierung bereits vor
rund einem Jahr in einemBericht
zu einem ähnlich lautendenVor-
stoss der ehemaligen SP-Land-
rätin Tania Cucè für eine solche
Öffnung ausgesprochen. Auch
gegenwärtig zeigt sich die Sicher-
heitsdirektorinKathrin Schweizer
(SP) der Gesetzesänderung ge-
genüber offen.

SVP hatWiderstand
angekündigt
Ausländer in die Polizeischule
aufnehmen zu wollen, begrün-
det sie unter anderem damit,
dass auch die Baselbieter Kan-
tonspolizei «zunehmend Prob-
leme hat, genügend geeignete
Bewerber zu finden». Zwar be-
tont sie imRat,man habe derzeit
Vollbestand. «Doch das ist ein
labiles Gleichgewicht.»

Das Polizeigesetz sieht indes
bereits heuteAusnahmefälle vor:
Ausländer etwa, die bei der Poli-
zei als zivile Abteilungsleiter ar-
beiten. Strassenpatrouillen – und
generell Auftritte, bei denen die
Staatsgewalt öffentlich repräsen-
tiert wird – sind Nichteinheimi-
schen bislang aber untersagt. Bis
jetzt.Nunmuss die Regierung die
gesetzlichen Grundlagen anpas-
sen. Ob die Debatte damit vorbei
ist: fraglich. Die SVP kündigte
bereitsWiderstand an: «Auch ein
abschliessenderEntscheid durch
das Stimmvolk ist denkbar», so
Tschudin. (bwi/SDA)

Ausländer sollen
auf Streife dürfen

Andrea Schuhmacher

Sie hatte keine Chance: Die Reak-
tionen der anderen Fraktionen
im Baselbieter Landrat auf das
Postulat von SVP-Landrätin Caro-
lineMall fielen ungläubig bis ver-
nichtend aus.Mall hatte in ihrem
Vorstoss, den die Regierung auch
annehmenwollte, die Frage auf-
geworfen, ob die beiden Basel
tatsächlich eine Volluniversität
brauchten. Im Mitte April ein-
gereichten Postulat lud sie die Re-
gierung ein, «dem Landrat eine
Vorlage (überarbeiteten Staats-
vertrag) zu unterbreiten,wonach
die Uni Basel ihren Schwerpunkt
vollumfänglich auf die Life Scien-
ces legt».

An der gestrigen Landrats-
sitzung präsentierteMall aber ei-
nen stark abgeändertenVorstoss,
wohl auch wegen der negativen
Rückmeldungen der anderen
Fraktionen vor der Sitzung.

Vom ursprünglichen Auftrag
blieb nicht viel übrig. Neu for-
derte sie die Regierung auf, «dem
Landrat einen Bericht zu unter-
breiten, welcher die Vor- und
Nachteile einer Volluniversität
bzw. einerverstärkten Fokussie-
rung auf einzelneDisziplinen,wie
z.B. der Life Sciences, aufzeigt
unddieKennzahlendereinzelnen
Fakultäten darlegt».

«Ist das wirklich seriös,
was uns da vorgelegt wird?»
Trotz dieserAbschwächung blieb
derVorstoss gestern chancenlos.
Mitte-Landrätin Béatrix von Sury
d’Aspremont fragte: «Ist daswirk-
lich seriös, was uns da vorgelegt
wird?» Und SP-Fraktionspräsi-
dent RomanBrunnerverglich das
Vorgehen von Mall mit dem My-
thos von Epimetheus und der
Öffnung von Pandoras Büchse.
«Epimetheus handelte zuerst und
dachte erst imNachhinein nach.»
Ohne zu denken, öffnete Epimet-
heus die Büchse Pandoras und
entliess alle Übel über die Welt.
«Es blieb nur die Hoffnung – die
ich auch für euch (an die SVP-
Fraktion gerichtet, Anm. d. Re-
daktion) immer noch habe.»

Redner von SP, Mitte, EVP,
Grünen und FDPbekannten sich

deutlich zur Volluniversität. Sie
gaben aber auch zu verstehen,
dass sie von der Baselbieter
Regierung erwarten, dass sie bei
denVerhandlungen rund umden
Uni-Staatsvertrag auch alleMög-
lichkeiten prüft.

«Ich erwarte, dass das Thema
einer Fokussierung auf gewisse
Fächer von der Regierung auch
bei den Verhandlungen geprüft
wird», sagte FDP-Fraktionsprä-
sident Andreas Dürr. Der Stadt-
kanton und die Uni sollten be-
griffen haben, dass der Landkan-
ton ein Geldproblem habe. «Es
sollten auch kreative Lösungen
von Stadt undUni kommen.» Im
Landrat im Zweiwochenrhyth-
mus über das gleiche Thema
zu diskutieren, sei «anstrengend
und mühsam».

Zur Erinnerung: ImMai hatte
die Baselbieter SVP die Kündi-

gung des Uni-Staatsvertrages
gefordert, scheiterte aber bereits
damals imBaselbieter Parlament
mit ihrem Anliegen.

Änderung verlange eine
tiefgründigere Betrachtung
Landrat Marc Schinzel (FDP) be-
tonte zudem die Autonomie der
Universität Basel. «Wir können
die finanziellen Mittel sprechen,
aber wir mischen uns nicht in
die operative Leitung ein.» Die
Universität Basel habe als älteste
Schweizer Uni eine lange huma-
nistische Tradition. Eine Ände-
rung am Modell einer Volluni
verlange eine tiefgründigere Be-
trachtung, als mit solch einem
Vorstoss, «derauchnochhau ruck
geändert wurde», möglich sei.

Die zuständige Regierungs-
rätin, BildungsdirektorinMonica
Gschwind, sah sich genötigt, die

Haltung der Regierung zu erklä-
ren. «Die ETH Zürich und die
HSG (Universität St. Gallen,Anm.
d. Redaktion) sind erfolgreich,
weil sie sich auf eine Sparte fo-
kussieren.» Die Life Sciences sei-
en in der Region Basel stark und
generierten Wertschöpfung für
die ganze Schweiz. «Deshalb fin-
de ich es legitim, eine Auslege-
ordnung zu machen und die
Nach- undVorteile einerVolluni
zu untersuchen», so Gschwind.

Sie machte auch klar, dass
trotz des ursprünglichen Wort-
lautes des Postulats die Regie-
rung immernur ein «Prüfen und
Berichten» plante, und nicht be-
reits einen verbindenden, neuen
Staatsvertrag erarbeiten wollte.

Das Postulat wurde schliess-
lich mit 58 Nein- zu 21 Ja-Stim-
men bei einer Enthaltung abge-
wiesen.

Baselland bekennt sich
zur Voll-Universität
SVP scheitert Caroline Mall wollte die Regierung prüfen lassen, welche Vorteile eine Fokussierung der Uni Basel
auf die Life Sciences hätte. Der Landrat entschied sich aber deutlich gegen dieses Postulat.

Die Reaktionen auf ihren Vorstoss fielen ungläubig bis vernichtend aus: SVP-Landrätin Caroline Mall. Foto: Lucia Hunziker


